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chon lange hat Angela Merkel nicht
mehr so allein gewirkt wie im Kreis
dieser Männer. Mit breiten Schultern

drängen sie sich für die Fotografen um 
die Kanzlerin, der Rüttgers, der Oettinger,
Beust und all die anderen Ministerpräsi-
denten. Sie tragen ihr Politikergrinsen im
Gesicht, das freundlich wirken soll, aber
grimmig ist. Dazwischen Merkel mit einem
gequälten Lächeln. 

Es sollte ihr großer Auftritt werden, der
Höhepunkt einer Bildungsoffensive, die sie
selbst ausgerufen hatte. Doch schon beim
Fotoshooting vor dem eigentlichen Ge-
spräch wusste Merkel, dass die Männer um

sie herum sie hängenlassen würden. Dass
ihre große Ankündigung viel zu vollmun-
dig gewesen war. Dass ihr Gipfel als De-
saster enden würde. 

Merkel brauchte konkrete Beschlüsse,
um sich als Vorkämpferin gegen die Bil-
dungsmisere zu profilieren. Die Länder,
die für die Schulen zuständig sind, brauch-
ten mehr Geld. Und weil alles so schlecht
vorbereitet war, kamen beide nicht zu-
sammen. Statt zum politischen Erfolg wur-

* Jürgen Rüttgers, Günther Oettinger, Stanislaw Tillich,
Klaus Wowereit, Matthias Platzeck, Ole von Beust, Roland
Koch, Peter-Harry Carstensen beim Bildungsgipfel in
Dresden vergangene Woche.

de das Treffen für Merkel so zur Stunde
der Demütigung.

Das Scheitern des Bildungsgipfels war
der Höhepunkt einer Entwicklung, an de-
ren Ende die politische Strategie der Kanz-
lerin in Trümmern liegt. Die Bildungs-
politik, die sie zur Chefsache machen woll-
te, ist dabei nur ein kleiner Teil des Pro-
blems. Viel schwerwiegender sind die
Folgen der Finanzkrise, die Merkels Pläne
für das Wahljahr zur Makulatur werden
ließen.

Eigentlich hatten die Planer im Kanz-
leramt das Drehbuch für das Wahljahr
schon geschrieben. Merkel wollte eine po-
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Regierungschefin Merkel, Ministerpräsidenten*: Stunde der Demütigung

Strategie in Trümmern
Mit der drohenden Rezession werden auch Schwächen der Kanzlerin deutlich. Die Ausgangslage 

für die Bundestagswahl im kommenden Jahr hat sich für die Union dramatisch 
verändert. Die SPD wittert ihre Chance und ruft zur Attacke gegen Angela Merkel auf.
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SPIEGEL-UMFRAGE

Finanzpolitik

„Welche Partei in Deutschland hat 

die größte Kompetenz in der Finanz-

politik, vor allem im Umgang mit 

dem internationalen Finanzsystem?“

CDU/CSU

SPD
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Große Koalition

TNS Forschung, 1000 Befragte am 21. und 22. Oktober; 
an 100 fehlende Prozent: „weiß nicht“/keine Angabe

Für die Fortsetzung der Großen Koaltion 
sprachen sich aus, die Anhänger von

sonstige
Parteien

keine Partei

CDU/CSU

SPD

„Sollte die Große Koalition aus 

CDU/CSU und SPD nach der nächsten 

Bundestagswahl fortgesetzt werden?“
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sitive Bilanz der Großen Koalition ziehen,
im Mittelpunkt sollte der ausgeglichene
Haushalt stehen. Nach den Jahren der Sa-
nierung wollte die CDU den Wählern end-
lich etwas zurückgeben. Geplant war ein
Wahlkampf mit Spendierhosen.

Merkel wollte sich als Regierungschefin
eines Landes präsentieren, in dem die
Arbeitslosigkeit geringer wird und die
Wirtschaft wächst, in dem es ordentlich
was zu verteilen gibt. Es sollte ein Wahl-
kampf der Verheißungen, nicht der Zu-
mutungen werden.

Inhalte und Konzepte sollten die Kam-
pagne möglichst wenig belasten. Dem
Gegner, der Sozialdemokratie mit ihrem
Kandidaten Frank-Walter Steinmeier, soll-
te, anders als im Jahr 2005, möglichst we-
nig Angriffsfläche geboten werden. Damals
war die CDU mit einem klaren Reform-
programm in den Wahlkampf gegangen
und gescheitert. Dieses Mal wollte die
Union frei nach dem alten Wahlslogan von
1969 in die Schlacht ziehen: Auf die Kanz-
lerin kommt es an.

Das gilt nach wie vor, aber ganz anders,
als Merkel es sich gedacht hat. Von einem
ausgeglichenen Haushalt redet in der Ko-

* Auf dem SPD-Bundesparteitag in Berlin Mitte Oktober.

alition niemand mehr. Der wirtschaftliche
Aufschwung wird sich nach den Erwartun-
gen der Konjunkturforscher im kommen-
den Jahr nicht fortsetzen, es droht sogar
eine Rezession. Als Wohlfühlkanzlerin
kann Merkel nicht mehr antreten. 

Die schwierige Lage erfordert auch weit
mehr als jene hektische Krisenbewältigung,
wie sie in den vergangenen Wochen ver-
langt war. Merkel steht von nun an viel
stärker unter Druck als je zuvor in ihrer
Kanzlerschaft. 

Sie muss jetzt unter Beweis stellen, dass
sie auch mit schweren Krisen fertig werden
kann, nicht nur kurzfristig, sondern nach-
haltig, mit Substanz und klarem Kurs.
Doch ihr Auftreten in den vergangenen
Wochen hat Zweifel daran genährt, dass
sie dazu in der Lage ist. 

Schon wittern sie in der SPD die Chan-
ce, Merkel endlich aus den Sphären der
über allen schwebenden Moderatorin
zurückzuholen auf den Boden der Rea-
lität. Schon werden Vorbereitungen ge-
troffen für eine bislang nicht gekannte
Anti-Merkel-Kampagne.

Bei genauem Hinsehen hat Angela
Merkel in den zurückliegenden Wochen
allerdings nur bedingt überzeugt. Sie zau-
derte und wankte, als es drauf ankam. Sie

verhielt sich so, wie es ihr die Kritiker im-
mer vorwerfen.

Als es darum ging, den drohenden Zu-
sammenbruch des Bankensystems zu ver-
hindern, leistete die Bundeskanzlerin sich
Unsicherheiten. Zwar hatte kein Politiker
bei Beginn der Krise ein fertiges Drehbuch
für den Umgang damit in der Schublade,
weder im Ausland noch bei der SPD, und
dennoch fiel Merkels Ungeschick beson-
ders ins Auge. 

Erst setzte sie auf eine nationale Lösung,
bevor sie auf Druck der deutschen Ban-
ken schließlich einem koordinierten eu-
ropäischen Vorgehen zustimmte. Die ge-
meinsam mit Finanzminister Peer Stein-
brück gegebene Versicherung, die Anla-
gen deutscher Sparer seien geschützt, kam
schlecht vorbereitet und verfehlte ihr ei-
gentliches Ziel, die Lage zu beruhigen.

Auch bei der Frage, welche politischen
Konsequenzen der wirtschaftliche Ab-
schwung haben müsse, geriet Merkel ins
Schlingern. Zunächst ließ sie verbreiten,
sie habe sich mit Steinbrück darauf geei-
nigt, die steuerliche Anrechnung der Kran-
kenkassenbeiträge vorzuziehen. Nachdem
Kritik gegen das Vorhaben laut wurde, ließ
sie den Plan wieder fallen.

Ähnlich lief es, als Merkel den früheren
Bundesbankpräsidenten Hans Tietmeyer
zum Vorsitzenden einer Expertengruppe
zur Reform des Finanzsystems berief. Lei-
der übersah sie dabei, dass Tietmeyer im
Aufsichtsrat der Pleitebank Hypo Real
Estate saß.

Neben Ungenauigkeiten und mangeln-
der Entschlussfreude offenbarte die Fi-
nanzkrise ein weiteres Defizit, das für Mer-
kel mindestens ebenso schwer wiegt: Sie
kann ihre Politik nicht überzeugend er-
klären. Sie schafft es nicht, eine Reihe ein-
zelner Entscheidungen durch eine kluge
Begründung zum Konzept zu veredeln.
Ihre Rede im Bundestag, mit der sie das
Notpaket der Regierung erläuterte, klang
wie eine Lesung aus der Arzneimittelver-
ordnung.

Genau das aber wird eine der größten
Herausforderungen im heraufziehenden
Bundestagswahlkampf sein: Wer gewählt
werden will, muss die Menschen davon
überzeugen, dass die eigene Politik einem
Gedanken, einem stimmigen Plan folgt.
Ihre in aktuellen Umfragen dokumentier-
te Beliebtheit bei den Wählern wird Mer-
kel nicht helfen. Sie muss einen neuen Ton
für die veränderte Situation finden.

Erschwerend kommt hinzu, dass sie in
der Krise ziemlich einsam dasteht. Dieje-
nigen, die in herausgehobener Stellung für
die Union agieren, sind eher Belastung als
Hilfe. Die Auftritte von Bundeswirt-
schaftsminister Michael Glos etwa gelten
im Kanzleramt schon dann als gelungen,
wenn er sich nur ein wenig blamiert. Neu-
lich mussten Unionspolitiker sogar Grü-
nen-Fraktionschef Fritz Kuhn zustimmen.
Der hatte gespottet, Glos wandle durch die
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Genossen Müntefering, Steinmeier*: Vorbereitungen für die Anti-Merkel-Kampagne
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Finanzkrise „wie eine Schlaftablette auf
zwei Beinen“.

Es läge nahe, Glos auszuwechseln, sich
einen echten Wirtschaftsminister an die
Seite zu holen, einen selbstbewussten Kri-
senbegleiter. Aber dies hat Merkel nicht
selbst in der Hand, das Wirtschaftsminis-
terium gehört in den Machtbereich der
CSU. Deren neuer Parteichef Horst See-
hofer hat zwar durchaus ein Interesse dar-
an, das Ressort mit einem starken Politiker
zu besetzen, aber er hat niemanden im
Angebot. Auch eine größere Kabinetts-
umbildung, die das Wirtschaftsministeri-
um im Tausch der CDU zuschlüge, ist nicht
sehr wahrscheinlich. 

Welches Ressort sollte die CSU zum
Ausgleich bekommen? Seehofer liegt we-
nig daran, in einer Zeit den Verteidigungs-
minister zu stellen, in der dieser über tote
Soldaten in Afghanistan Auskunft geben
muss. Reizvoller wäre das Innenministeri-
um, aber Merkel kann es sich nicht leisten,
Wolfgang Schäuble abzuschieben.

Rein theoretisch könnte auch einer der
vielen Ministerpräsidenten der CDU die
Wirtschaftskompetenz der Union nach
außen vertreten. Nur hat Merkel konse-
quent dafür gesorgt, dass die Landeschefs
keine öffentliche Rolle in ihrer Politik zu-
gewiesen bekamen.

Der niedersächsische Ministerpräsident
Christian Wulff drohte Merkel vor einigen

Wochen deshalb, er werde beim CDU-Par-
teitag Anfang Dezember in Stuttgart nicht
wieder als ihr Stellvertreter kandidieren.
Merkel hatte ihn zuvor im Parteipräsidi-
um scharf kritisiert. 

„So kann man das nicht machen“, sag-
te der Niedersachse nach einer Bespre-
chung Merkels mit den Unionsminister-
präsidenten. Er habe keine Lust, sich län-
ger vorführen zu lassen. Er sei stellvertre-
tender Parteivorsitzender und habe das
Recht, seine Meinung zu sagen. Sonst wer-
de er sein Amt niederlegen.

Merkel gelang es fürs Erste, Wulff zu
beruhigen. Sie kann jetzt keine demon-
strativen Abgänge aus der Parteiführung
brauchen. Aber das grundsätzliche Dilem-
ma ließ sich durch Wulffs Besänftigung
nicht auflösen: Eine Zeitlang glaubte sie,

ihre Alleinstellung sei eine Stärke, jetzt, 
in Zeiten der Finanz- und Wirtschaftskrise,
ist sie ihr Problem. Zwischen Merkel und
der Krise gibt es keinen Puffer. 

Die Sozialdemokraten haben diese
Schwäche identifiziert und sich angeschickt,
daraus eine Strategie zu formen. Von nun
an sollen Merkels Führungsfähigkeiten im-
mer wieder öffentlich in Frage gestellt
werden – mal direkt, mal subtil. Ist Merkel
politisch beschädigt, so das Kalkül im Wil-
ly-Brandt-Haus, hat die CDU nicht mehr
viel anzubieten.

SPD-Chef Franz Müntefering hat intern
eine klare Linie vorgegeben. In den kom-
menden Wochen und Monaten soll Merkel
von führenden Sozialdemokraten mit den
immer gleichen Botschaften torpediert
werden: Merkel führe nicht, sie zaudere
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SPIEGEL: Herr Oettinger, in 
Ihrer Partei wird wegen der
Finanzkrise der Ruf nach
einer Abkehr vom Reform-
kurs laut. Ihr nordrhein-west-
fälischer Kollege Jürgen Rütt-
gers sagt, die Union müsse
weg von neoliberalen Vorstel-
lungen. 
Oettinger: Ich sehe nicht, dass
die CDU grundsätzlichen Kor-
rekturbedarf hätte. In der ge-
genwärtigen Situation zeigt sich, dass un-
ser Konzept der sozialen Marktwirtschaft
richtig ist. Wir waren ja nie für den freien
Markt ohne jede Regel. 
SPIEGEL: Frau Merkel hat vor einigen Jah-
ren gesagt, der Staat müsse sich im Be-
reich der Wirtschaftspolitik zurückziehen.
Würden Sie eine solche Aussage heute
noch unterschreiben?
Oettinger: Wir brauchen einen starken
Staat, der die Regeln für den Wettbewerb
setzt und überwacht. In der Finanzpoli-

tik ist das deutlich geworden.
Aber ansonsten gilt: Wir brau-
chen nicht weniger Markt. Wir
brauchen auch keine höhere
Staatsquote.
SPIEGEL: Sie ziehen also keine
allgemeinen Lehren aus der
Bankenkrise? 
Oettinger: Man muss den Leu-
ten die Marktwirtschaft und
die Globalisierung noch viel
gründlicher erläutern. Wir müs-

sen deutlicher machen, warum Reformen
notwendig sind. Wir haben ein Vermitt-
lungsproblem.
SPIEGEL: Das ist doch durch die Krise noch
gewachsen. Die Wörter Markt oder Re-
form lösen Abwehrreaktionen aus.
Oettinger: Das stimmt, aber das macht 
unsere Position ja nicht falsch. Es hilft
jetzt nichts, den Leuten nach dem Mund
zu reden. Wir brauchen eine Steuer-
reform, wir müssen das Bildungssystem
verbessern, und dass der gegenwärti-

gen Gesundheitsreform schon bald die
nächste folgen muss, ist auch offensicht-
lich.
SPIEGEL: Wir sehen niemanden in der
CDU, der für diese Ziele kämpfen will.
Selbst Ihr hessischer Kollege Roland Koch
warnt ja, die Union dürfe nicht wieder so
kalt rüberkommen wie im letzten Wahl-
kampf.
Oettinger: Da hat er recht. Ich glaube, dass
es eine Reihe von Gründen für unser ent-
täuschendes Wahlergebnis 2005 gibt. Viel-
leicht war das Thema Steuern zu akade-
misch für einen Wahlkampf. Trotzdem
glaube ich, dass wir weiter für Refor-
men werben müssen. Wir können uns jetzt
nicht allein auf Themen wie soziale Ge-
rechtigkeit konzentrieren. Reformen und
soziale Gerechtigkeit sind keine Ge-
gensätze.
SPIEGEL: Wer soll die Reformen denn ver-
mitteln? 
Oettinger: Je schwieriger die ökonomische
Situation ist, desto mehr wird Politik zur
Chefsache. Die Leute werden vor allem
auf die Kanzlerin schauen, wenn es um
ihren Arbeitsplatz, ihr Geld und die wirt-
schaftliche Entwicklung geht.
SPIEGEL: Es würde aber nicht schaden,
wenn Frau Merkel zum Beispiel ein star-
ker Wirtschaftsminister zur Seite stünde.

„Nicht nach dem Mund reden“
Baden-Württembergs Ministerpräsident Günther Oettinger, 55, über die

Lehren aus der Finanzkrise und den Wahlkampf der Union
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Wirtschaftspolitiker Glos 

Eher Belastung als Hilfe

Sonntagsfrage  
 „Welche Partei würden Sie wählen, wenn am 

nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre?“

CDU/

CSU SPD FDP Grüne
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Veränderung gegenüber Juli 2008

Angaben in Prozent,
TNS Forschung für den SPIEGEL,
21. und 22. Oktober, 1000 Befragte
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zwischen Arm und Reich, die Zügelung des
Kapitalismus, die Stärkung des Staates,
hofft man im Willy-Brandt-Haus. „Die Zeit
ist reif, das Land sozialdemokratisch zu ge-
stalten“, rief der neue Vorsitzende Münte-
fering auf dem Parteitag seinen Genossen
zu. Behaupten kann man das ja mal.

Zugleich wollen die Genossen die
Wähler glauben lassen, dass die SPD mit
Steinmeier, Müntefering und Finanzminis-
ter Steinbrück das kompetentere Personal
im Angebot hat, auch wenn Steinbrück als
Manager der Krise ebenfalls nicht immer
glücklich auftrat. Gezielt wollen die drei in
den kommenden Wochen dafür sorgen,
dass die SPD als der dynamischere Teil der
Regierung erscheint. Bereits an diesem
Montag wird die Parteispitze auf einer
Sonderkonferenz in Berlin ihre Antworten
auf die Finanzkrise vorlegen. 

Dazu hat Minister Steinbrück mit einer
Arbeitsgruppe einen Plan ausgearbeitet.
Unter anderem wird darin gefordert, dass
Finanzinstitute künftig eine höhere Eigen-
kapitalquote erreichen müssen. Zudem soll
der Einfluss der Rating-Agenturen begrenzt
und die persönliche Haftung von Mana-
gern für Fehlspekulationen ausgebaut wer-
den. Außerdem wird eine Stärkung der eu-
ropäischen Bankenaufsicht angeregt.

Erstaunlicherweise hofft man auch in
der CDU-Zentrale, von der Finanzkrise
profitieren zu können. Im Konrad-Ade-
nauer-Haus ist man davon überzeugt, dass
der Linksschwenk, den Merkel nach der
Wahl vollzogen hat, plötzlich weniger op-
portunistisch erscheint. Weil die ganze Ge-
sellschaft nach links gerückt ist, so die
Hoffnung, sei Merkel wieder in der Mitte.

Im Kanzleramt setzt man zudem dar-
auf, dass der CDU in wirtschaftlich schwie-
rigen Situationen mehr Kompetenz zuge-
traut wird als der SPD. Trotz der perso-
nellen Schwäche. In der Quartalsumfrage
für den SPIEGEL sagten 41 Prozent der
Interviewten, dass die Union sogar die
größte Kompetenz in der Finanzpolitik
habe. Von der SPD glaubten das nur 17
Prozent. In schwierigen Zeiten schauen die
Bürger ganz besonders auf die Frau an der
Spitze, das birgt Chancen wie Risiken.
Merkel weiß, dass eine langanhaltende
Wirtschaftskrise vor allem ihr selbst ange-
lastet würde. Außerdem gibt es einen har-
ten, aber nicht zu vernachlässigenden Kern
von Unionsanhängern, der sich noch im-
mer einen marktradikalen Kurs wünscht,
auch wenn dieser in den vergangenen Wo-
chen arg in Verruf geraten ist.

Nicht wenige fürchten daher, dass ein
früherer Fraktionsvorsitzender mit seiner
Voraussage recht behalten könnte. Fried-
rich Merz warnte die Union vorige Woche
davor, ihr Profil gänzlich zu verwischen.
„Wenn es so weitergeht, wird die nächste
Bundestagswahl erneut furchtbar schief-
gehen“, sagte Merz. Dann drohe der „Nie-
dergang einer bürgerlichen Volkspartei“.

Roland Nelles, Ralf Neukirch

Deutschland
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und sei beliebig. „Ich sehe nur das Buhlen
um den aktuellen Zeitgeist. Da ist viel Tak-
tik, aber kein Kompass bei dieser Union“,
sagte Steinmeier am vorvergangenen Wo-
chenende auf dem Parteitag in Berlin, kurz
vor seiner Kür zum Kanzlerkandidaten.

Selbst in kleinen Runden wird das ge-
zielte Sticheln der Genossen gegen die
Kanzlerin verstärkt. Als Merkel mehrfach
öffentlich versicherte, die Ersparnisse der
Deutschen seien sicher, wurde sie dafür
im Koalitionsausschuss von SPD-Frakti-
onschef Peter Struck gerügt: „Frau Merkel,
Sie brauchen nur noch zweimal zu sagen,
alles ist sicher, und die Leute heben wirk-
lich ihr ganzes Geld von den Banken ab.“

Inhaltlich will die SPD-Führung die Fi-
nanzkrise ausnutzen, um die Kanzlerin als
„neoliberal“ zu attackieren. Als Beleg soll
noch immer der Leipziger Parteitag der
CDU von 2003 herhalten, auch wenn der
schon verdammt lang her ist. Damals hatten
sich die Christdemokraten ein ambitioniertes
Reformprogramm gegeben, Merkel wurde
zum Liebling der Wirtschaftsliberalen. Dar-
an wollen die Sozialdemokraten von nun an
bei jeder Gelegenheit erinnern – auch wenn
Merkel sich seit langem erfolgreich bemüht,
genau dieses Image loszuwerden.

Sich selbst sieht die SPD-Spitze gut ge-
rüstet. Die Bankenkrise werde sozialde-
mokratische Themen und Ideen wieder in
den Vordergrund rücken wie den Ausgleich

Oettinger: Ich finde, Michael Glos wird
oft ungerecht bewertet. Sein Problem ist,
dass er für zentrale Fragen, die gegen-
wärtig diskutiert werden, nicht zuständig
ist. Trotzdem muss man ihm vielleicht
den Rat geben, noch stärker die Stimme
zu erheben. Denn gegen ein gutes Ar-
gument kann auch die fachliche Zustän-
digkeit eines anderen kaum ankommen.
SPIEGEL: Der niedersächsische Minis-
terpräsident Christian Wulff beklagt,
dass die Kanzlerin zu sehr als Einzel-
spielerin agiert. Er fordert mehr Mann-
schaftsspiel.
Oettinger: Ich sitze ja in vielen Gremien,
vom CDU-Präsidium bis zur Minis-
terpräsidentenrunde der Union. Nach
innen ist die Kanzlerin sehr team-
orientiert und kooperativ.
SPIEGEL: Und nach außen?
Oettinger: Vielleicht könnte man die
Vernetzung in der Öffentlichkeit noch
etwas deutlicher machen.
SPIEGEL: Warum geschieht das denn
nicht?
Oettinger: Vermutlich müssen sich die
Regierungschefs der Länder und die
Kanzlerin überlegen, wo wir gemein-
sam das Profil der Union noch besser
herausarbeiten können. Da haben wir
Nachholbedarf.


